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IM NAMEN DER REPUBLIK 

Das Bundesfinanzgericht hat durch die Richterin Dr. Susanne Zankl in der Beschwerdesache 

***Bf1***, ***Bf1-Adr***, über die Beschwerde vom 27. Mai 2021 gegen den Bescheid des 

Finanzamtes Österreich vom 28. April 2021 betreffend Einkommensteuer 

(Arbeitnehmerveranlagung) 2020 zu Recht erkannt:  

I. Der Beschwerde wird gemäß § 279 BAO Folge gegeben. 

Der angefochtene Bescheid wird abgeändert. 

Die Bemessungsgrundlage und die Höhe der festgesetzten Abgabe sind dem Ende der 

Entscheidungsgründe entnehmen und bilden einen Bestandteil des Spruches dieses 

Erkenntnisses. 

II. Gegen dieses Erkenntnis ist eine Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach Art. 133 Abs. 

4 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zulässig. 

 

Entscheidungsgründe 

I. Verfahrensgang und Sachverhalt  

Der Beschwerdeführer (Bf) ist tschechischer Staatsbürger und ist in Österreich unselbständig 

erwerbstätig. Seine Familie lebt in Tschechien. 

Mit Bescheid vom 28.04.2021 wurde der Bf zur Einkommensteuer 2020 veranlagt. 

Dagegen erhob der Bf am 27.05.2021 Beschwerde und führte aus, dass er sich durch die 

Indexierung der steuerlichen Begünstigungen - im vorliegenden Fall des 

Alleinverdienerabsetzbetrages - in seinen gesetzlich gewährleisteten Rechten, insbesondere 

dann in den unmittelbar und vorrangig anwendbaren Europäischen Rechten und in den 

Grundrechten, verletzt fühlen würde. 
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Mit Beschwerdevorentscheidung vom 23.11.2021 wurde die Beschwerde – unter Hinweis auf 

§§ 33 Abs 4 Z 4 iVm § 3a Z 2 EStG Einkommensteuergesetz 1988 (EStG) – als unbegründet 

abgewiesen. 

Der Bf stellte am 24.11.2021 über FinanzOnline den Antrag, die Beschwerde vom 27.05.2021 

dem Bundesfinanzgericht (BFG) zur Entscheidung vorzulegen. 

Mit Beschluss vom 16. April 2020, RE/7100001/2020, hat ein Richter des 

Bundesfinanzgerichtes den EuGH mit der hier strittigen Rechtsfrage in Bezug auf 

Familienbeihilfen befasst (Zahl des EuGH C-163/20). 

Die Entscheidung über das gegenständliche Verfahren wurde in der Folge mit Beschluss vom 

17.12.2021 gemäß § 271 BAO bis zur Entscheidung des EuGH zur Zahl C-163/20 ausgesetzt. 

Die Frage der unionsrechtlichen Zulässigkeit einer Indexierung der Familienleistungen war 

beim EuGH ferner unter anderem auf Grund eines Vertragsverletzungsverfahrens (Klage der 

Europäischen Kommission vom 14. Mai 2020 im Vertragsverletzungsverfahren 20182372) zur 

Zahl C-328/20 anhängig. Dieses Verfahren betrifft auch von der Familienbeihilfe abgeleitete, 

indexierte Absetzbeträge nach dem Einkommensteuergesetz. 

II. Beweiswürdigung  

Die Beweise ergeben sich zum einen aus dem Vorbringen des Bf und der von ihm vorgelegten 

Unterlagen und zum anderen aus den von der belangten Behörde im Zuge der Vorlage der 

Beschwerde an das BFG vorgelegten Dokumente. 

III. Rechtsgrundlagen  

§ 33 Abs 4 EStG 1988 idgF lautet: 

"Darüber hinaus stehen folgende Absetzbeträge zu, wenn sich das Kind ständig in einem 

Mitgliedstaat der EU oder Hoheitsgebiet einer anderen Vertragspartei des Abkommens über 

den Europäischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz aufhält: 

 

1. Alleinverdienenden steht ein Alleinverdienerabsetzbetrag zu. Dieser beträgt jährlich - bei 

einem Kind (§ 106 Abs. 1) 494 Euro, - bei zwei Kindern (§ 106 Abs. 1) 669 Euro. 

Dieser Betrag erhöht sich für das dritte und jedes weitere Kind (§ 106 Abs. 1) um jeweils 220 

Euro jährlich. Alleinverdienende sind Steuerpflichtige mit mindestens einem Kind (§ 106 Abs. 

1), die mehr als sechs Monate im Kalenderjahr verheiratet oder eingetragene Partner sind und 

von ihren unbeschränkt steuerpflichtigen Ehegatten oder eingetragenen Partnern nicht 
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dauernd getrennt leben oder die mehr als sechs Monate mit einer unbeschränkt 

steuerpflichtigen Person in einer Lebensgemeinschaft leben. Für Steuerpflichtige im Sinne des 

§ 1 Abs. 4 ist die unbeschränkte Steuerpflicht des Ehegatten oder eingetragenen Partners nicht 

erforderlich. Voraussetzung ist, dass der (Ehe-)Partner (§ 106 Abs. 3) Einkünfte von höchstens 6 

000 Euro jährlich erzielt. Die nach § 3 Abs. 1 Z 4 lit. a, weiters nach § 3 Abs. 1 Z 10, 11 und 32 

und auf Grund zwischenstaatlicher oder anderer völkerrechtlicher Vereinbarungen 

steuerfreien Einkünfte sind in diese Grenzen mit einzubeziehen. Andere steuerfreie Einkünfte 

sind nicht zu berücksichtigen. Der Alleinverdienerabsetzbetrag steht nur einem der (Ehe-

)Partner zu. Erfüllen beide (Ehe-)Partner die Voraussetzungen im Sinne der vorstehenden 

Sätze, hat jener (Ehe-) Partner Anspruch auf den Alleinverdienerabsetzbetrag, der die höheren 

Einkünfte im Sinne der Z 1 erzielt. Haben beide (Ehe-)Partner keine oder gleich hohe Einkünfte 

im Sinne der Z 1, steht der Absetzbetrag dem haushaltsführenden (Ehe-)Partner zu. 

….. 

Das Urteil des EuGH: 

Der Gerichtshof der Europäischen Union hat mit Urteil vom 16.06.2022, C-328/20, Kommission 

gg. Österreich, ECLI:EU:C:2022:468, betreffend Indexierung der Familienbeihilfe sowie 

bestimmter familienbezogener Steuerbegünstigungen auf Grund einer Klage der Europäischen 

Kommission in Randnummer 103 entschieden, dass der Anpassungsmechanismus, nach dem 

das für die Höhe der Familienleistungen sowie der sozialen und steuerlichen Vergünstigungen 

maßgebliche Kriterium der Auslandswohnsitz der Kinder ist, Wanderarbeitnehmer stärker als 

österreichische Staatsbürger betrifft. Er stellte daher eine mittelbare Diskriminierung aufgrund 

der Staatsangehörigkeit fest, die nur zulässig ist, wenn sie objektiv gerechtfertigt ist, was 

jedoch im Falle der Regelung der § 33 Abs 3a Z2 und Abs 7 Z 2 EStG 1988 nicht der Fall ist. 

Der Gerichtshof der Europäischen Union hat im Einzelnen zur Rechtsfrage Folgendes 

ausgeführt: 

"Zur Klage 

29 Die Kommission stützt ihre Klage auf zwei Rügen. Die erste betrifft einen Verstoß gegen die 

Art. 7 und 67 der Verordnung Nr. 883/2004 und die zweite einen Verstoß gegen Art. 4 der 

Verordnung Nr. 883/2004 sowie gegen Art. 7 Abs. 2 der Verordnung Nr. 492/2011. 

Zur ersten Rüge: Verstoß gegen die Art. 7 und 67 der Verordnung Nr. 883/2004 

Würdigung durch den Gerichtshof: 

42 Zunächst ist festzustellen, dass die Familienbeihilfe und der Kinderabsetzbetrag, die 

Gegenstand der ersten Rüge sind, unstreitig Familienleistungen im Sinne von Art. 1 Buchst. z 

der Verordnung Nr. 883/2004 sind und dass diese Verordnung auf den 
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Anpassungsmechanismus anwendbar ist, da sie für alle Rechtsvorschriften gilt, die Zweige der 

sozialen Sicherheit in Bezug auf Familienleistungen betreffen. 

43 Daher müssen die Familienbeihilfe und der Kinderabsetzbetrag insbesondere Art. 7 der 

Verordnung Nr. 883/2004 entsprechen, wonach solche Leistungen, sofern in dieser Verordnung 

nichts anderes bestimmt ist, "nicht aufgrund der Tatsache gekürzt, geändert, zum Ruhen 

gebracht, entzogen oder beschlagnahmt werden [dürfen], dass der Berechtigte oder seine 

Familienangehörigen in einem anderen als dem Mitgliedstaat wohnt bzw. wohnen, in dem der 

zur Zahlung verpflichtete Träger seinen Sitz hat". 

44 Insoweit ist darauf hinzuweisen, dass Art. 67 der Verordnung Nr. 883/2004 den Grundsatz 

festlegt, dass eine Person Anspruch auf Familienleistungen für Familienangehörige, die in einem 

anderen als dem für die Gewährung dieser Leistungen zuständigen Mitgliedstaat wohnen, so 

erheben kann, als würden sie in dem zuständigen Mitgliedstaat wohnen (Urteil vom 22. 

Oktober 2015, Trapkowski, C-378/14, EU:C:2015:720, Rn. 35). 

45 Da Art. 67 der Verordnung Nr. 883/2004 speziell in Bezug auf Familienleistungen die 

Vorgaben von Art. 7 dieser Verordnung übernimmt, führt ein Verstoß gegen Art. 67 auch zu 

einem Verstoß gegen Art. 7 dieser Verordnung. 

46 Des Weiteren hat der Gerichtshof wiederholt entschieden, dass mit den Art. 7 und 67 der 

Verordnung Nr. 883/2004 verhindert werden soll, dass ein Mitgliedstaat die Gewährung oder 

die Höhe von Familienleistungen davon abhängig machen kann, dass die Familienangehörigen 

des Erwerbstätigen in dem die Leistungen erbringenden Mitgliedstaat wohnen (vgl. u. a. Urteil 

vom 25. November 2021, Finanzamt Österreich [Familienleistungen für Entwicklungshelfer], C-

372/20, EU:C:2021:962, Rn. 76 und die dort angeführte Rechtsprechung). 

47 Art. 67 der Verordnung Nr. 883/2004 ist daher dahin auszulegen, dass die 

Familienleistungen, die ein Mitgliedstaat Erwerbstätigen gewährt, deren Familienangehörige in 

diesem Mitgliedstaat wohnen, exakt jenen entsprechen müssen, die er Erwerbstätigen gewährt, 

deren Familienangehörige in einem anderen Mitgliedstaat wohnen. Entgegen dem Vorbringen 

der Republik Österreich rechtfertigen es die Kaufkraftunterschiede zwischen den 

Mitgliedstaaten im Hinblick auf diese Bestimmung nicht, dass ein Mitgliedstaat dieser zweiten 

Personengruppe Leistungen in anderer Höhe gewährt als der ersten Personengruppe. 

48 Sicherlich ist der in Art. 67 der Verordnung Nr. 883/2004 normierte Grundsatz der 

Gleichstellung insofern kein absoluter, als die Antikumulierungsvorschriften des Art. 68 dieser 

Verordnung Anwendung finden, wenn mehrere Ansprüche aufgrund unterschiedlicher 

Rechtsordnungen geschuldet werden (Urteil vom 18. September 2019, Moser, C-32/18, 

EU:C:2019:752, Rn. 40 und die dort angeführte Rechtsprechung). 
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49 Der Gerichtshof hat konkret zu Art. 68 Abs. 2 der Verordnung Nr. 883/2004 entschieden, 

dass solche Antikumulierungsvorschriften dem Empfänger der von mehreren Mitgliedstaaten 

gezahlten Leistungen einen Gesamtbetrag an Leistungen garantieren sollen, der gleich dem 

Betrag der günstigsten Leistung ist, die ihm nach dem Recht nur eines dieser Staaten zusteht 

(Urteil vom 18. September 2019, Moser, C-32/18, EU:C:2019:752, Rn. 42 und die dort 

angeführte Rechtsprechung). 

50 Bei der Prüfung der Behandlung der von der Verordnung Nr. 883/2004 erfassten 

Arbeitnehmer kommt es daher auf den wirtschaftlichen Wert dieser Leistungen nicht im 

Hinblick auf die Kaufkraft und das Preisniveau am Wohnort der betreffenden Personen, sondern 

im Hinblick auf die Höhe der geschuldeten Leistungen an. 

51 In Anbetracht der in Art. 67 der Verordnung Nr. 883/2004 normierten Fiktion, wonach eine 

Person für Familienangehörige, die in einem anderen als dem für die Gewährung von 

Familienleistungen zuständigen Mitgliedstaat wohnen, Anspruch auf diese Leistungen hat, als 

ob die Familienangehörigen in diesem Mitgliedstaat wohnen würden, und unter 

Berücksichtigung des Umstandes, dass Wanderarbeitnehmern die sozialpolitischen 

Maßnahmen des Aufnahmemitgliedstaats unter den gleichen Bedingungen zugutekommen 

müssen wie inländischen Arbeitnehmern, da sie mit den Steuern und Sozialabgaben, die sie in 

diesem Staat aufgrund der dort von ihnen ausgeübten unselbständigen Erwerbstätigkeit 

entrichten, zur Finanzierung dieser Maßnahmen beitragen (vgl. in diesem Sinne Urteil vom 10. 

Juli 2019, Aubriet, C-410/18, EU:C:2019:582, Rn. 33 und die dort angeführte Rechtsprechung), 

dürfen die Mitgliedstaaten gemäß dieser Verordnung die Familienleistungen nicht nach 

Maßgabe des Wohnstaats der Kinder des Begünstigten anpassen. 

52 Genau dies ist hier der Fall. Nur die Empfänger von Familienleistungen, deren Kinder nicht in 

Österreich wohnen, unterliegen nämlich dem Mechanismus zur Anpassung der Höhe dieser 

Leistungen an das Preisniveau und die Kaufkraft am Wohnort ihrer Kinder. Ein solcher 

Mechanismus gilt nicht für Familienleistungen, die für Kinder gewährt werden, die in 

verschiedenen Regionen Österreichs wohnen, obwohl zwischen diesen Regionen 

Preisniveauunterschiede bestehen, die mit denen vergleichbar sind, die zwischen der Republik 

Österreich und anderen Mitgliedstaaten bestehen können. 

53 Darüber hinaus ist darauf hinzuweisen, dass - wie der Generalanwalt in den Nrn. 77 bis 79 

seiner Schlussanträge ausgeführt hat - nicht feststeht, dass die Höhe der von der Republik 

Österreich gewährten Familienleistungen je nach den tatsächlichen Lebenshaltungskosten oder 

den tatsächlichen Ausgaben für den Unterhalt der Kinder variiert, da diese Beträge pauschal 

nach Maßgabe der Zahl und gegebenenfalls des Alters der Kinder oder einer Behinderung der 

Kinder gewährt werden. 

54 Folglich kann nicht damit argumentiert werden, dass der Gerichtshof in seinem Urteil vom 

18. September 2019, Moser (C-32/18, EU:C:2019:752, Rn. 53 und 54), festgestellt hat, dass das 
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mit den nationalen Rechtsvorschriften verfolgte Ziel entscheidend ist und dass ein Mitgliedstaat 

die tatsächlichen Einkommensverhältnisse im Beschäftigungsstaat berücksichtigen kann. In der 

Rechtssache, die diesem Urteil zugrunde lag, ging es nämlich um ein Kinderbetreuungsgeld, das 

in seiner einkommensabhängigen Variante eine Ersatzleistung für das vorherige 

Erwerbseinkommen darstellte und keine Familienleistung betraf, die keinen Zusammenhang 

mit den tatsächlichen Kosten aufwies und deren Höhe unabhängig von einer im Ermessen 

liegenden individuellen Prüfung der persönlichen Bedürftigkeit der Begünstigten aufgrund eines 

gesetzlich umschriebenen Tatbestands bemessen wurde (vgl. in diesem Sinne Urteil vom 2. April 

2020, Caisse pour l'avenir des enfants [Kind des Ehegatten eines Grenzgängers], C-802/18, 

EU:C:2020:269, Rn. 36). 

55 Außerdem trifft es zwar zu, dass der Gerichtshof - wie die Republik Österreich geltend 

gemacht hat - in seinem Urteil vom 27. September 1988, Lenoir (313/86, EU:C:1988:452), 

anerkannt hat, dass Leistungen, die zur Deckung gewisser durch den Beginn des Schuljahres der 

Kinder veranlasster Kosten bestimmt sind, eng an das soziale Umfeld und damit auch an den 

Wohnort der Betroffenen gebunden sind, so dass dieser Wohnort berücksichtigt werden kann, 

doch hat der Gerichtshof in Rn. 16 dieses Urteils entschieden, dass regelmäßige Geldleistungen, 

wenn sie "ausschließlich nach Maßgabe der Zahl und gegebenenfalls des Alters der 

Familienangehörigen" gewährt werden, "unabhängig vom Wohnort des Empfängers und seiner 

Familie zahlbar" bleiben. Die Republik Österreich kann sich daher nicht auf dieses Urteil 

berufen. 

56 Was schließlich die Relevanz des von der Republik Österreich angeführten Urteils vom 15. 

Januar 1986, Pinna (41/84, EU:C:1986:1), anbelangt, genügt der Hinweis, dass - wie der 

Generalanwalt in Nr. 70 seiner Schlussanträge hervorgehoben hat - der dieser Rechtssache 

zugrunde liegende Rechtsstreit einen Unterschied hinsichtlich des Betrags oder der Höhe der 

Leistungen je nachdem, in welchem Staat die betreffenden Familienangehörigen wohnten, zum 

Gegenstand hatte, was zur Folge hatte, dass die erworbenen Rechte des Wanderarbeitnehmers 

geschmälert wurden und damit das Ziel, die Freizügigkeit der Arbeitnehmer in der Union zu 

gewährleisten, missachtet wurde. Der Gerichtshof hat festgestellt, dass im Hinblick auf die 

Grundfreiheit der Arbeitnehmerfreizügigkeit mit Unionsrechtsvorschriften keine Unterschiede 

eingeführt werden dürfen, die zu denen hinzutreten, die sich bereits aus der mangelnden 

Harmonisierung der nationalen Rechtsvorschriften im Bereich der sozialen Sicherheit ergeben. 

Diese Beurteilung gilt erst recht für eine nationale Bestimmung, die von dem vom 

Unionsgesetzgeber aufgestellten und in Art. 67 der Verordnung Nr. 883/2004 normierten 

Grundsatz der Gleichstellung abweicht. 

57 Zur Vereinbarkeit des Indexierungsmechanismus, der in der neuen Regelung für das 

Vereinigte Königreich innerhalb der Europäischen Union vorgesehen war, mit dem Unionsrecht 

ist auf zwei Gesichtspunkte hinzuweisen. Zum einen ist diese Regelung nie in Kraft getreten, 

weshalb die Kommission auch keinen Vorschlag zur Änderung der Verordnung Nr. 883/2004 
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vorgelegt hat, der es den Mitgliedstaaten erlaubt hätte, die Sozialleistungen für Kinder, die in 

einem anderen Mitgliedstaat wohnen als der Arbeitnehmer, zu indexieren. Zum anderen wäre 

eine solche Änderung - wenn sie vom Unionsgesetzgeber angenommen worden wäre - wie das 

Urteil vom 15. Januar 1986, Pinna (41/84, EU:C:1986:1), zeigt, jedenfalls im Hinblick auf Art. 45 

AEUV ungültig gewesen. 

58 Nach alledem ist die erste Rüge, mit der ein Verstoß gegen die Verpflichtungen aus Art. 67 

der Verordnung Nr. 883/2004 geltend gemacht wird, begründet. 

Zur zweiten Rüge: Verstoß gegen Art. 4 der Verordnung Nr. 883/2004 und Art. 7 Abs. 2 der 

Verordnung Nr. 492/2011 

Würdigung durch den Gerichtshof: 

93 Der Gerichtshof hat bereits entschieden, dass Art. 3 Abs. 1 der Verordnung Nr. 1408/71, der 

im Wesentlichen denselben Wortlaut wie Art. 4 der Verordnung Nr. 492/2011 hatte, 

entsprechend Art. 39 EG (jetzt Art. 45 AEUV) zugunsten der Personen, für die die Verordnung 

galt, die Gleichbehandlung im Bereich der sozialen Sicherheit ohne Unterscheidung nach der 

Staatsangehörigkeit dadurch sicherstellen sollte, dass er alle Diskriminierungen beseitigt, die 

sich insoweit aus den nationalen Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten ergeben (Urteil vom 

22. Juni 2011, Landtová, C-399/09, EU:C:2011:415, Rn. 42). 

94 Der in Art. 45 AEUV verankerte Gleichbehandlungsgrundsatz wird auch in Art. 7 Abs. 2 der 

Verordnung Nr. 492/2011 konkretisiert, der klarstellt, dass ein Arbeitnehmer, der 

Staatsangehöriger eines Mitgliedstaats ist, im Hoheitsgebiet der anderen Mitgliedstaaten die 

gleichen sozialen und steuerlichen Vergünstigungen genießt wie die inländischen Arbeitnehmer, 

wobei diese Bestimmung ebenso auszulegen ist wie Art. 45 AEUV (Urteil vom 2. April 2020, 

Caisse pour l'avenir des enfants [Kind des Ehegatten eines Grenzgängers], C-802/18, 

EU:C:2020:269, Rn. 24 und 70 sowie die dort angeführte Rechtsprechung). 

95 Der durch Art. 7 Abs. 2 der Verordnung Nr. 492/2011 auf Arbeitnehmer, die 

Staatsangehörige anderer Mitgliedstaaten sind, erstreckte Begriff der "sozialen Vergünstigung" 

umfasst alle Vergünstigungen, die - ob sie an einen Arbeitsvertrag anknüpfen oder nicht - den 

inländischen Arbeitnehmern im Allgemeinen gewährt werden, und zwar hauptsächlich wegen 

ihrer objektiven Arbeitnehmereigenschaft oder einfach wegen ihres Wohnorts im Inland, und 

deren Erstreckung auf die Arbeitnehmer, die Staatsangehörige eines anderen Mitgliedstaats 

sind, deshalb als geeignet erscheint, deren Mobilität innerhalb der Union und daher auch ihre 

Integration im Aufnahmemitgliedstaat zu fördern, und dieser Begriff der sozialen 

Vergünstigung darf nicht eng ausgelegt werden (Urteil vom 2. April 2020, Caisse pour l'avenir 

des enfants [Kind des Ehegatten eines Grenzgängers], C-802/18, EU:C:2020:269, Rn. 25 und 29 

sowie die dort angeführte Rechtsprechung). 
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96 Des Weiteren ergibt sich aus der Rechtsprechung des Gerichtshofs, dass bestimmte 

Leistungen sowohl Familienleistungen im Sinne von Art. 3 Abs. 1 Buchst. j der Verordnung Nr. 

883/2004 als auch soziale Vergünstigungen im Sinne von Art. 7 Abs. 2 der Verordnung Nr. 

492/2011 bilden können (Urteil vom 2. April 2020, Caisse pour l'avenir des enfants [Kind des 

Ehegatten eines Grenzgängers], C-802/18, EU:C:2020:269, Rn. 45 und 46 sowie die dort 

angeführte Rechtsprechung). 

97 Wie der Generalanwalt in Nr. 124 seiner Schlussanträge ausgeführt hat, ist im vorliegenden 

Fall unstreitig, dass die Familienbeihilfe und der Kinderabsetzbetrag sowohl Familienleistungen, 

die dem Gleichbehandlungsgrundsatz nach Art. 4 der Verordnung Nr. 883/2004 unterliegen, als 

auch soziale Vergünstigungen, die in den Anwendungsbereich von Art. 7 Abs. 2 der Verordnung 

Nr. 492/2011 fallen, sind, während der Familienbonus Plus, der Alleinverdienerabsetzbetrag, 

der Alleinerzieherabsetzbetrag und der Unterhaltsabsetzbetrag nur dem 

Gleichbehandlungsgrundsatz nach Art. 7 Abs. 2 der Verordnung Nr. 492/2011 unterliegen. 

98 Jedenfalls konkretisieren sowohl Art. 4 der Verordnung Nr. 883/2004 als auch Art. 7 Abs. 2 

der Verordnung Nr. 492/2011 den in Art. 45 AEUV verankerten Grundsatz der 

Gleichbehandlung im Bereich der sozialen Sicherheit. Daher sind diese beiden Bestimmungen 

grundsätzlich in gleicher Weise und im Einklang mit Art. 45 AEUV auszulegen. 

99 Eine auf dem Wohnsitz beruhende Unterscheidung, die sich stärker zum Nachteil der 

Angehörigen anderer Mitgliedstaaten auswirken kann, da Gebietsfremde meist Ausländer sind, 

stellt nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs eine mittelbare Ungleichbehandlung aufgrund 

der Staatsangehörigkeit dar, die nur dann zulässig wäre, wenn sie objektiv gerechtfertigt ist 

(Urteil vom 2. April 2020, Caisse pour l'avenir des enfants [Kind des Ehegatten eines 

Grenzgängers], C-802/18, EU:C:2020:269, Rn. 56 und die dort angeführte Rechtsprechung). 

100 Im vorliegenden Fall bewirkt der Anpassungsmechanismus, dass sich die Höhe der 

Familienleistungen und der sozialen Vergünstigungen, auf die er abzielt, nach dem Preisniveau 

am Wohnort der Kinder ändert. Anpassungen nach oben oder unten werden daher nur 

vorgenommen, wenn das Kind nicht in Österreich wohnt. Unter diesen Umständen lässt sich die 

unmittelbare Verbindung zum Wohnstaat der Kinder nicht bestreiten. 

101 Wie der Generalanwalt in den Nrn. 130 und 131 seiner Schlussanträge ausgeführt hat, 

betrifft die Verringerung der Familienleistungen sowie der sozialen und steuerlichen 

Vergünstigungen, die sich aus dem im Anpassungsmechanismus festgelegten Kriterium des 

Wohnsitzes der Kinder ergibt, im Wesentlichen die Wanderarbeitnehmer, da insbesondere ihre 

Kinder in einem anderen Mitgliedstaat wohnen können (Urteil vom 20. Juni 2013, Giersch u. a., 

C-20/12, EU:C:2013:411, Rn. 44). Außerdem lässt sich der dem Gerichtshof vorliegende Akte 

entnehmen, dass aufgrund der Unterschiede bei den Lebenshaltungskosten in diesen Staaten 

im Vergleich zu jenen in Österreich, die sich in den in der Anpassungsverordnung enthaltenen 

Anpassungsfaktoren widerspiegeln, die Arbeitnehmer, die von diesen Staaten aus von ihrer 
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Freizügigkeit Gebrauch gemacht haben, Familienleistungen sowie soziale und steuerliche 

Vergünstigungen großteils in geringerer Höhe erhalten als inländische Arbeitnehmer. 

102 Zum Vorbringen der Republik Österreich, der Anpassungsmechanismus stelle angesichts 

der Unterschiede im Preisniveau im Vergleich zu den betreffenden Staaten sicher, dass 

ungleiche Sachverhalte auch entsprechend differenziert behandelt würden, genügt der Hinweis, 

dass die dem Anpassungsmechanismus unterliegenden Familienleistungen sowie sozialen und 

steuerlichen Vergünstigungen nicht nach Maßgabe der tatsächlichen Kosten für den Unterhalt 

der Kinder festgesetzt werden. Diese Leistungen und Vergünstigungen werden nämlich 

pauschal gewährt und richten sich nach der Zahl und gegebenenfalls dem Alter der Kinder, 

ohne deren tatsächlichen Bedürfnissen Rechnung zu tragen. 

103 Folglich betrifft der Anpassungsmechanismus, nach dem das für die Höhe der 

Familienleistungen sowie der sozialen und steuerlichen Vergünstigungen maßgebliche 

Kriterium der Auslandswohnsitz der Kinder ist, Wanderarbeitnehmer stärker. Er stellt daher 

eine mittelbare Diskriminierung aufgrund der Staatsangehörigkeit dar, die nur zulässig ist, 

wenn sie objektiv gerechtfertigt ist. 

104 Der Gerichtshof hat wiederholt entschieden, dass eine solche mittelbare Diskriminierung 

dann gerechtfertigt ist, wenn sie geeignet ist, die Verwirklichung eines legitimen Ziels zu 

gewährleisten, und nicht über das hinausgeht, was zur Erreichung dieses Ziels erforderlich ist 

(Urteil vom 2. April 2020, Caisse pour l'avenir des enfants [Kind des Ehegatten eines 

Grenzgängers], C-802/18, EU:C:2020:269, Rn. 58 und die dort angeführte Rechtsprechung). 

105 Die von der Republik Österreich angeführte Rechtfertigung, wonach mit der Anpassung der 

Höhe der Leistungen für gebietsfremde Kinder sichergestellt werden solle, dass die 

Unterstützung und die daraus folgende Erleichterung der Familienlasten wertmäßig den für in 

Österreich wohnhaften Kindern gewährten Leistungen entsprächen, entbehrt aus den oben in 

Rn. 102 angeführten Gründen jeder Grundlage. Darüber hinaus unterliegen die in Rede 

stehenden Familienleistungen und sozialen Vergünstigungen, wie bereits oben in Rn. 52 

ausgeführt worden ist, nicht dem Anpassungsmechanismus, wenn die Kinder in Österreich 

wohnen, obwohl zwischen den Regionen dieses Mitgliedstaats unstreitig Unterschiede im 

Preisniveau bestehen, die mit jenen vergleichbar sind, die möglicherweise zwischen der 

Republik Österreich und anderen Mitgliedstaaten bestehen. Diese mangelnde Kohärenz bei der 

Anwendung des Anpassungsmechanismus bestätigt, dass die von der Republik Österreich 

geltend gemachte Rechtfertigung nicht durchgreifen kann. 

106 Außerdem kann die Ungleichbehandlung, die sich aus dem Anpassungsmechanismus 

ergibt, nicht mit dem von der Republik Österreich geltend gemachten Ziel der Gewährleistung 

der Unterhaltsfunktion sowie der Ausgewogenheit des Sozialsystems gerechtfertigt werden. 
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107 Zunächst ergibt sich nämlich, wie die Kommission im schriftlichen Verfahren vor dem 

Gerichtshof ausgeführt hat, aus dem Rechnungshofbericht weder, dass eine erhebliche 

Gefährdung des finanziellen Gleichgewichts besteht, der durch die bloße Einführung eines 

Anpassungsmechanismus abgeholfen werden könnte, noch, dass der Anpassungsmechanismus 

geeignet ist, die Verwaltung der Familienleistungen sowie der sozialen und steuerlichen 

Vergünstigungen zu vereinfachen. Denn selbst wenn man - wie die Republik Österreich - davon 

ausgeht, dass die zusätzlichen Kosten des Anpassungsmechanismus sehr beschränkt seien, 

ändert dies nichts daran, dass es solche zusätzlichen Kosten gibt. Wie der Generalanwalt in Nr. 

142 seiner Schlussanträge zu Recht ausgeführt hat, wird jedoch nicht bestritten, dass diese 

Kosten von allen getragen werden, die Beiträge zum Staatshaushalt leisten. Außerdem lässt 

sich dem Rechnungshofbericht entnehmen, dass das Risiko einer Gefährdung des finanziellen 

Gleichgewichts des Systems der sozialen Sicherheit nicht von der Zahlung von Leistungen an 

Arbeitnehmer, deren Kinder außerhalb Österreichs wohnen, herrührt, da diese Leistungen nur 

etwa 6 % der Aufwendungen für Familienleistungen ausmachen, sondern dass dieses Risiko sich 

aus dem Fehlen einer angemessenen Kontrolle in Bezug auf die Gewährung dieser Leistungen 

ergeben könnte. 

108 Sodann beruht die Freizügigkeit der Arbeitnehmer innerhalb der Union auf einer Reihe von 

Grundsätzen, darunter dem der Gleichbehandlung. Seine Umsetzung im Bereich der sozialen 

Sicherheit wird zudem durch eine Unionsregelung gewährleistet, die insbesondere auf dem 

Grundsatz der Anwendbarkeit nur eines Rechts in diesem Bereich beruht. Mit diesem in Art. 11 

Abs. 1 der Verordnung Nr. 883/2004 verankerten Grundsatz sollen Ungleichbehandlungen 

beseitigt werden, die bei Arbeitnehmern, die innerhalb der Union zu- und abwandern, die Folge 

einer teilweisen oder vollständigen Kumulierung der anwendbaren Rechtsvorschriften wären. 

Um die Gleichbehandlung aller im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats erwerbstätigen Personen 

am besten zu gewährleisten, unterliegt daher nach Art. 11 Abs. 3 dieser Verordnung eine 

Person, die in einem Mitgliedstaat eine Beschäftigung oder eine selbständige Erwerbstätigkeit 

ausübt, in der Regel den Rechtsvorschriften dieses Mitgliedstaats und muss nach Art. 4 dieser 

Verordnung dort die gleichen Leistungen erhalten wie die Staatsangehörigen dieses 

Mitgliedstaats. 

109 Schließlich hat der Gerichtshof wiederholt entschieden, dass Wanderarbeitnehmer mit den 

Steuern und Sozialabgaben, die sie im Aufnahmemitgliedstaat aufgrund der dort von ihnen 

ausgeübten unselbständigen Erwerbstätigkeit entrichten, zur Finanzierung der sozialpolitischen 

Maßnahmen dieses Staats beitragen. Daher müssen ihnen diese Maßnahmen unter den 

gleichen Bedingungen zugutekommen wie inländischen Arbeitnehmern (Urteil vom 10. Juli 

2019, Aubriet, C-410/18, EU:C:2019:582, Rn. 33 und die dort angeführte Rechtsprechung). 

Dadurch wird die Bedeutung des Ansatzes bestätigt, wonach Wanderarbeitnehmer in Bezug auf 

Familienleistungen sowie steuerliche und soziale Vergünstigungen gleichbehandelt werden 

müssen. 
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110 Im vorliegenden Fall wird nicht bestritten, dass die österreichische Familienbeihilfe durch 

Arbeitgeberbeiträge finanziert wird, die auf der Grundlage des Gesamtbetrags der Löhne der 

von ihnen beschäftigten Arbeitnehmer berechnet werden, so dass der Wanderarbeitnehmer in 

gleicher Weise wie ein inländischer Arbeitnehmer an der Festsetzung der Höhe der von seinem 

Arbeitgeber gezahlten Beträge beteiligt ist, ohne dass es auf den Wohnort der Kinder der 

Arbeitnehmer ankommt. Gleiches gilt für den Familienbonus Plus und die anderen 

Absetzbeträge, die dem Anpassungsmechanismus unterliegen, da diese steuerlichen 

Vergünstigungen aus der Steuer auf die Einkommen der Arbeitnehmer finanziert werden, ohne 

danach zu unterscheiden, ob ihr Kind in Österreich wohnt oder nicht. 

111 Unter diesen Umständen ist, wie der Generalanwalt in Nr. 146 seiner Schlussanträge 

ausgeführt hat, davon auszugehen, dass die durch den Anpassungsmechanismus eingeführte 

unterschiedliche Behandlung je nach dem Wohnort des Kindes des betreffenden Arbeitnehmers 

weder geeignet noch erforderlich ist, um die Unterhaltsfunktion sowie die Ausgewogenheit des 

Sozialsystems zu gewährleisten. 

112 Die zweite Rüge der Kommission ist daher ebenfalls begründet." 

Mit BGBl. I Nr. 135/2022, verlautbart am 28.07.2022, wird das Familienlastenausgleichsgesetz 

1967 (FLAG), BGBl. I Nr. 376/1967, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 

93/2022 sowie das Einkommensteuergesetz 1988 (EStG), BGBl. Nr. 400/1988, zuletzt geändert 

durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 63/2022 geändert (§ 8a FLAG entfällt rückwirkend mit 

01.01.2019, dem § 55 werden Abs 55 bis 56 angefügt, die diesbezüglichen Bestimmungen im 

EStG entfallen bzw. angepasst). 

Das Vorabentscheidungsersuchen eines Richters des BFG vom 16.04.2020 zu C-163/20, 

RE/7100001/2020 wurde kürzlich zurückgenommen, da die dort vorgelegte Rechtsfrage mit 

dem vorangeführten Urteil C-328/20 entschieden wurde. 

IV. Erwägungen 

Im gegenständlichen Verfahren ist strittig, ob dem Bf der Alleinverdienerabsetzbetrag in voller 

Höhe oder in indexierter Höhe zusteht. 

Die mit dem angefochtenen Einkommensteuerbescheid 2020 erfolgte Zuerkennung 

des Alleinverdienerabsetzbetrages in indexierter Höhe gründet sich auf das zum Zeitpunkt der 

Bescheiderlassung anzuwendende Recht, in concreto auf die Bestimmung des § 33 Abs 4 Z 4 

EStG 1988. Gemäß dieser Rechtsnorm war für Kinder, die sich ständig in einem anderen 

Mitgliedstaat der EU oder Hoheitsgebiet einer anderen Vertragspartei des Abkommens über 

den Europäischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz aufhalten, die Höhe der Absetzbeträge 

gemäß § 33 Abs 4 EStG 1988 ab 1. Jänner 2019 auf Basis der vom Statistischen Amt der 

Europäischen Union veröffentlichten vergleichenden Preisniveaus für jeden einzelnen 
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Mitgliedstaat der EU, jede Vertragspartei des Europäischen Wirtschaftsraumes und die Schweiz 

im Verhältnis zu Österreich zu bestimmen (Anpassungsmechanismus). 

Das Bundesfinanzgericht hat dem Gerichtshof der Europäischen Kommission mit Beschluss 

vom 16.04.2020, RE/7100001/2020 das Ersuchen um Vorabentscheidung gestellt (protokolliert 

zu C-163/20, ob die Indexierung von Familienleistungen durch den österreichischen 

Gesetzgeber unionsrechtskonform ist). 

Der Gerichtshof der Europäischen Kommission hat mit Urteil vom 16.06.2022, C-328/20, 

entschieden wie folgt: 

"1. Die Republik Österreich hat durch die - auf die Änderung von § 8a des Bundesgesetzes 

betreffend den Familienlastenausgleich durch Beihilfen vom 24. Oktober 1967 in der durch das 

Bundesgesetz, mit dem das Familienlastenausgleichsgesetz 1967, das Einkommensteuergesetz 

1988 und das Entwicklungshelfergesetz geändert werden, vom 4. Dezember 2018 geänderten 

Fassung und von § 33 des Bundesgesetzes über die Besteuerung des Einkommens natürlicher 

Personen vom 7. Juli 1988 in der durch das Jahressteuergesetz 2018 vom 14. August 2018 und 

das Bundesgesetz, mit dem das Familienlastenausgleichsgesetz 1967, das 

Einkommensteuergesetz 1988 und das Entwicklungshelfergesetz geändert werden, vom 4. 

Dezember 2018 geänderten Fassung zurückgehende - Einführung eines 

Anpassungsmechanismus in Bezug auf die Familienbeihilfe und den Kinderabsetzbetrag für 

Erwerbstätige, deren Kinder ständig in einem anderen Mitgliedstaat wohnen, gegen ihre 

Verpflichtungen aus den Art. 4 und 67 der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 zur Koordinierung der Systeme der sozialen 

Sicherheit sowie aus Art. 7 Abs. 2 der Verordnung (EU) Nr. 492/2011 des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 5. April 2011 über die Freizügigkeit der Arbeitnehmer innerhalb 

der Union verstoßen. 

2. Die Republik Österreich hat durch die - auf die Änderung von § 8a des Bundesgesetzes 

betreffend den Familienlastenausgleich durch Beihilfen vom 24. Oktober 1967 in der durch das 

Bundesgesetz, mit dem das Familienlastenausgleichsgesetz 1967, das Einkommensteuergesetz 

1988 und das Entwicklungshelfergesetz geändert werden, vom 4. Dezember 2018 geänderten 

Fassung und von § 33 des Bundesgesetzes über die Besteuerung des Einkommens natürlicher 

Personen vom 7. Juli 1988 in der durch das Jahressteuergesetz 2018 vom 14. August 2018 und 

das Bundesgesetz, mit dem das Familienlastenausgleichsgesetz 1967, 

das Einkommensteuergesetz 1988 und das Entwicklungshelfergesetz geändert werden, vom 4. 

Dezember 2018 geänderten Fassung zurückgehende - Einführung eines 

Anpassungsmechanismus in Bezug auf den Familienbonus Plus, den 

Alleinverdienerabsetzbetrag, den Alleinerzieherabsetzbetrag und den Unterhaltsabsetzbetrag 

für Wanderarbeitnehmer, deren Kinder ständig in einem anderen Mitgliedstaat wohnen, gegen 

ihre Verpflichtungen aus Art. 7 Abs. 2 der Verordnung Nr. 492/2011 verstoßen" (EuGH 16. 6. 

2022, C-328/20). 
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Aufgrund dieses Urteils hat das Bundesfinanzgericht das am 16.04.2020 gestellte Ersuchen um 

Vorabentscheidung mit Beschluss vom 18.06.2022, RE/7100001/2022 gemäß Artikel 100 Abs. 1 

Verfahrensordnung des Gerichtshofs der Europäischen Union und § 290 Abs. 3 

Bundesabgabenordnung (BAO) mit folgender Begründung zurückgenommen: "Dem Urteil des 

EuGH vom 16. 6. 2022, C-328/20, Kommission/Österreich zufolge ist Art. 67 VO 

883/2004 dahin auszulegen, dass die Familienleistungen, die ein Mitgliedstaat Erwerbstätigen 

gewährt, deren Familienangehörige in diesem Mitgliedstaat wohnen, exakt jenen entsprechen 

müssen, die er Erwerbstätigen gewährt, deren Familienangehörige in einem anderen 

Mitgliedstaat wohnen. Kaufkraftunterschiede zwischen den Mitgliedstaaten rechtfertigen im 

Hinblick auf diese Bestimmung nicht, dass ein Mitgliedstaat dieser zweiten Personengruppe 

Leistungen in anderer Höhe gewährt als der ersten Personengruppe (Rn. 47). Die 

Mitgliedstaaten dürfen gemäß dieser Verordnung die Familienleistungen nicht nach Maßgabe 

des Wohnstaats der Kinder des Begünstigten anpassen" (Rn. 51 a. E.). 

Für den Beschwerdefall bedeutet dies, dass dem Bf für die in der Tschechischen Republik 

lebenden drei Kinder (***K1***, ***K2*** und ***K3***), für die er im Jahr 2020 durchgängig 

die Familienbeihilfe bezog, der Alleinverdienerabsatzbetrag in voller Höhe von € 889,00 (§ 33 

Abs 4 Z 1 EStG 1988) zu gewähren ist. 

Die Beschwerde ist daher gemäß § 279 Bundesabgabenordnung Folge zu geben und der 

Alleinverdienerabsetzbetrag für 3 Kinder zu gewähren, wobei die Indexierung nach der 

Kaufkraft in der Tschechischen Republik zu unterbleiben hat. 

 

Neuberechung der Einkommensteuer 2020 (Arbeitnehmerveranlagung): 

 

Gesamtbetrag der Einkünfte……………………………………………………………… 18.322,31 € 

Sonderausgaben (§ 18 EStG 1988):  
Pauschbetrag für Sonderausgaben.......................................................... -60,00 € 

Steuerberatungskosten............................................................................ -279,00 € 

Einkommen.............................................................................................. 17.983,31 € 
  

Die Einkommensteuer gem. § 33 Abs. 1 EStG 1988 beträgt:  
0 % für die ersten 11.000,00..................................................................... 0,00 € 

20 % für die restlichen 6.983,30 .............................................................. 1.396,66 € 

Steuer vor Abzug der Absetzbeträge...................................................... 1.396,66 € 
  

Familienbonus Plus................................................................................... -1.396,66 € 

Alleinverdienerabsetzbetrag................................................................... -889,00 € 

Verkehrsabsetzbetrag............................................................................... -634,45 € 

Pendlereuro.............................................................................................. -111,22 € 

Steuer nach Abzug der Absetzbeträge…………………………………….…………. -1.634,67 € 
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Erstattung:  
Alleinverdienerabsetzbetrag und SV-Beiträge in Höhe von 1.789,00 €  
Davon erstattungsfähig gemäß § 33 Abs. 8 EStG 1988 ........................... -1.634,67 € 

Erstattungsbetrag gesamt........................................................................ -1.634,67 € 

   

Einkommensteuer……………………………………………………………….………………. -1.634,67 € 
  

Anrechenbare Lohnsteuer (260)............................................................... -2.761,70 € 

Rundung gem. § 39 Abs. 3 EStG 1988………………………………………………….. 0,37 € 

Festgesetzte Einkommensteuer……………………………….……….………………… -4.396,00 € 

   

Berechnung der Abgabennachforderung/Abgabengutschrift  
  

Festgesetzte Einkommensteuer................................................................ -4.396,00 € 

Bisher festgesetzte Einkommensteuer (gerundet)……………………………….. 4.058,00 € 

Abgabengutschrift..................................................................................... 338,00 € 
    

V. Zulässigkeit der Revision 

Gegen ein Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zulässig, wenn sie von der 

Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil 

das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche 

Rechtsprechung fehlt oder die zu lösende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des 

Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird. 

Der Gerichtshof der Europäischen Union hat die Rechtsfrage, ob ein Anpassungsmechanismus 

in Form der Indexierung nach der Kaufkraft in den einzelnen Mitgliedsstaaten in Bezug auf den 

Alleinverdienerabsetzbetrag für Arbeitnehmer, deren Kinder ständig in einem anderen 

Mitgliedstaat wohnen, mit dem Unionsrecht vereinbar ist, eindeutig ablehnend beantwortet. 

Der Österreichische Gesetzgeber hat das FLAG bzw. EStG mit BGBl.I Nr. 135/2022 vom 

28.07.2022 rückwirkend zum 01.01.2019 angepasst. Es liegt daher aufgrund dieser Judikatur 

keine Rechtsfrage von grundsätzlicher Bedeutung vor. 

 

Salzburg, am 20. September 2022 

 

14 von 14


	Entscheidungsgründe
	I. Verfahrensgang und Sachverhalt
	II. Beweiswürdigung
	III. Rechtsgrundlagen
	IV. Erwägungen
	V. Zulässigkeit der Revision


